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Rechtsprechung 
 
Steuerrecht: 

Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuerwertfeststellung 
FG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 23.11.2023, Az.: 4 V 1295/23

Die Bemessungsgrundlage für die Grund-
steuer richtet sich nach dem sog. Bundes-
modell und wird maßgeblich durch die Fest-
stellung des Grundsteuerwerts vorbe-
stimmt. Zwei Grundstückseigentümer 
wandten sich im Eilverfahren gegen zwei 
Grundsteuerwertbescheide. Im ersten 
Streitfall geht es um die Feststellung für ein 
Grundstück mit einem 1980 errichteten Ein-
familienhaus. Der Eigentümer teilte dem Fi-
nanzamt (F) mit, dass das Haus seit Jahren 
unrenoviert und nur mit einfachverglasten 
Fenstern ausgestattet sei. Trotzdem setzte 
F den Grundsteuerwert nach dem gesetz-
lich normierten Mietwert pro Quadratmeter 
an. Dem zweiten Fall lag ein 1.053m2 gro-
ßes Grundstück mit einem 1977 errichteten 
Haus zugrunde, das durch eine besondere 
Hanglage nur eingeschränkt (Abschlag von 
30%) nutzbar und nur über einen Privatweg 
erreichbar war. F lies auch diese Umstände 
unberücksichtigt.

Die Eilanträge hatten Erfolg. Aus der verfas-
sungskonformen Auslegung des Bewer-
tungsrechts ergibt sich, dass die Steuer-
pflichtigen die Möglichkeit haben müssen, 
einen unter dem typisierten Grundsteuer-
wert liegenden Grundstückswert nachwei-
sen zu können. Andernfalls entstehen durch 
die vollständig typisierte und pauschali-
sierte Bewertung erhebliche Härten. Des 
Weiteren bestehen Zweifel an der Verfas-
sungsmäßigkeit wegen der Verletzung des 
allgemeinen Gleichheitssatzes gem. Art. 3 
Abs. 1 GG, aus dem sich ein Gebot der re-
alitäts- und relationsgerechten Grund-
stücksbewertung begründet. Es ist bereits 
nicht eindeutig, was der genaue Bewer-
tungsgrund sei und wie die Ergebnisse da-
her die tatsächlich bestehenden Wertunter-
schiede angemessen abbilden können. Die 
große Anzahl an Typisierungen führt zu ei-
ner fast vollständigen Vernachlässigung der 
individuellen Umstände. 
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Verfassungsrecht: 

Zur Chancengleichheit politischer Parteien  
ThürVerfGH, Urteil vom 28.06.2023, Az.: VerfGH 21/22

Ein Landesverband einer politischen Partei 
(P) strengte ein Organstreitverfahren gegen 
den Thüringer Landtag (L) an, in der die 
Verletzung des Rechts der Partei auf Chan-
cengleichheit aus Art. 21 Abs. 1 GG i. V. m. 
Art. 46 Abs. 1 ThürVerf durch L gerügt 
wurde. Mehrfach hatte P den L vor Erlass 
des Achten Gesetzes zur Änderung des 
Thüringer Landeswahlgesetzes (ThürLWG) 
schriftlich aufgefordert, die Anzahl der not-
wendigen Unterstützungsunterschriften für 
Wahlkreisvorschläge der Parteien von 250 
(§ 22 Abs. 2 S. 2 ThürLWG) wegen Verfas-
sungswidrigkeit auf 100 Unterschriften ab-
zusenken. Des Weiteren sei das ThürLWG 
um eine Regelung zu ergänzen, die die An-
zahl zu sammelnder Unterstützungsunter-
schriften im Falle vorzeitiger Neuwahlen – 
in der Zahl 40 oder 50 – festlege.

Ohne Erfolg. Die unterlassene Änderung 
des Thüringer Landeswahlgesetzes stellt 
keinen tauglichen Antragsgegenstand dar. 
Zwar kann gesetzgeberisches Unterlassen 
Antragsgegenstand sein, soweit eine ver-
fassungsrechtliche Normierungspflicht be-
troffen ist. Diese kann sich daraus ergeben, 
dass eine die Chancengleichheit berüh-
rende Norm in ihrer verfassungsrechtlichen 
Rechtfertigung durch neue Entwicklungen 
infrage gestellt wird. Insoweit muss der An-
tragssteller substantiiert darlegen, woraus 
sich die Handlungsverpflichtung des Ge-
setzgebers trotz seines weiten gesetzgebe-
rischen Gestaltungsspielraums ergibt bzw. 
warum dieser von Verfassung wegen auf 
die begehrte Gesetzesänderung verengt ist. 
Diesen Anforderungen ist P sowohl bezüg-
lich ihres Änderungs- als auch Ergänzungs-
begehrens nicht nachgekommen. 

  

 
Gewerberecht: 

Zur gewerberechtlichen Zuverlässigkeit bei rechtswidriger Datenübermittlung 
OVG Bautzen, Beschluss vom 04.12.2023, Az.: 6 B 55/23 
 
Ein Gaststättengewerbetreibender (G) be-
trieb mit Ende 2010 erteilter Gaststättener-
laubnis eine Schank- und Speisewirtschaft 
mit Tanzveranstaltung. Seither fanden in 
der Gaststätte über 100 als rechtsextremis-
tisch eingestufte Konzerte statt, bei denen 
es mitunter zu strafbaren Handlungen wie 
„Sieg-Heil“-Rufen von Seiten der Konzert-
besucher kam. Hiergegen schritt G nicht 
ein. Der Landkreis erlangte durch die Über-
mittlung von Behördenzeugnissen durch 
das Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) 
Kenntnis und untersagte dem G Anfang 
2023 wegen gewerberechtlicher Unzuver-
lässigkeit das Gaststättengewerbe sowie je-
des weitere Gewerbe unter Anordnung der 
sofortigen Vollziehung. Der von G hierge-
gen gerichtete (Eil-) Antrag war teilweise er-
folgreich, jedenfalls in Bezug auf die Unter-
sagung anderer Gewerbe. Gegen die An-
tragsablehnung im Übrigen richtete sich die 
von G erhobene Beschwerde. 

Die Beschwerde hatte Erfolg. Das Verwal-
tungsgericht lehnte den Antrag des G auf 
Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-
kung bezüglich der Untersagung des Gast-
stättengewerbes zu Unrecht ab. Tatsachen, 
die die Unzuverlässigkeit des G begründen, 
lagen nicht vor. Der Landkreis war zur Ver-
wertung der Behördenzeugnisse mangels 
Rechtsgrundlage für die Übermittlung durch 
den LfV datenschutzrechtlich nicht befugt. 
Zwar enthält § 12 Abs. 1 S. 1 SächsVSG 
eine Regelung für die Übermittlung, jedoch 
ist die Norm verfassungskonform auszule-
gen und auf die Fälle beschränkt, in denen 
die Übermittlung zum Schutz eines Rechts-
guts von herausragendem öffentlichen Inte-
resse geboten ist, also zum Schutz vor be-
sonders schweren Straftaten, wie sie dem 
Katalog des § 100b Abs. 2 StPO zu entneh-
men sind. Die auf den Konzerten begange-
nen und von G geduldeten Straftaten insbe-
sondere nach § 86a StGB fallen hierunter 
aber nicht.
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Seminarangebote 
 

Die Kanzlei veranstaltet Fachseminare zu Schwerpunktbereichen unserer juristischen Be-
ratungstätigkeit. Außerdem besteht die Möglichkeit, auf Ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
InhouseSchulungen als Präsenzveranstaltung in Ihren Räumlichkeiten oder als Online-
Schulung zu buchen. Kontaktieren Sie uns unter info@kanzlei-schenderlein.de. 
  
 

Online-Schulung 

Rechtsaufsicht, Fachaufsicht, Dienstaufsicht vs. Kommunale Selbstverwal-
tung 
Mittwoch, den 29.05.2024, 09:30 bis 12:00 Uhr, 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Verwaltungsrecht Michael Franke  

Aufgrund der dualistischen Struktur unter-
stehen die Kommunen bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben einem differenzierten 
Aufsichtsregime. Dabei führt die Untertei-
lung in Rechts-, Fach- und Dienstaufsicht 
häufig zu komplexen Fragen zum Umfang 
und zur Reichweite der Eingriffsbefugnisse 
übergeordneter Behörden. Auch sehen sich 
Bürgermeister und Gemeinden durch auf-
sichtsrechtliche Maßnahmen nicht selten 
gegängelt, übertrieben bevormundet oder 
gar in der kommunalen Selbstverwaltung 
verletzt. Das Seminar gibt anhand typischer 
Praxisbeispiele einen Überblick über die 
Struktur des kommunalen Aufsichtsrechts 
und zeigt regelmäßige Probleme sowie Lö-

sungsstrategien im Umgang mit den Auf-
sichtsbehörden auf. Behandelt werden ins-
besondere folgende Themen: 
• Inhalt und Gegenstand der Rechts-, 

Fach- und Dienstaufsicht 
• Grenzen und Reichweite der Befug-

nisse von Aufsichtsbehörden 
• Richtiger Umgang mit Dienstaufsichts-

beschwerden 
• Rechtsschutz gegen aufsichtsrechtliche 

Maßnahmen 
 
Das Seminar richtet sich in erster Linie an 
Kommunen und Zweckverbände. Weitere 
Informationen erhalten sie unter: 
www.kanzlei-schenderlein.de

  

 
Online-Schulung 

Rechtssichere Gestaltung von städtebaulichen Verträgen 
Mittwoch, den 27.11.2024, 09:30 bis 12:00 Uhr, 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Verwaltungsrecht Michael Franke  

Aufgrund zunehmender Finanzknappheit 
der öffentlichen Kassen gewinnen städte-
bauliche Verträge als Handlungsinstrument 
von Kommunen und Zweckverbänden zu-
sehends an Bedeutung. Sie eröffnen die 
Möglichkeit, etwa Fragen der Erschließung, 
der Bodenordnung sowie der Finanzierung 
und Abrechnung öffentlicher Einrichtungen 
und Anlagen „auf Augenhöhe“ konsensual 
und damit konfliktarm zu regeln. Ergeben 
sich allerdings Probleme bei der Umset-
zung oder erbringt ein Vorhabenträger 
seine Leistungen nicht ordnungsgemäß, ist 
guter Rat oft teuer. Das Seminar geht auf 
die typischen Fallstricke ein und zeigt an-

hand von Beispielen aus der täglichen Pra-
xis Gestaltungsmöglichkeiten zur Risikomi-
nimierung auf.  
Schwerpunkte des Seminars sind:  
• Aufbau und Inhalt von städtebaulichen 

Verträgen 
• Typische Vertragsklauseln, Kerninhalte 

und Grenzen 
• Städtebauliche Verträge und interkom-

munale Zusammenarbeit 
 

Das Seminar richtet sich an Bürgermeister, 
Geschäftsleiter von Zweckverbänden und 
leitende Angestellte in der öffentlichen Ver-
waltung. Weitere Informationen erhalten 
sie unter: www.kanzlei-schenderlein.de

  

mailto:info@kanzlei-schenderlein.de
http://www.kanzlei-schenderlein.de/
http://www.kanzlei-schenderlein.de/


 SCHENDERLEIN 
 ⎯⎯⎯ RECHTSANWÄLTE ⎯⎯⎯ 

- 4 - 

 
 
 
 
 

Zur Anmeldung für den kostenfreien E-Mail-Versand unserer Newsletter mit aktueller Recht-
sprechung im Verwaltungsrecht, Baurecht, Vergaberecht, Mietrecht und Arbeitsrecht nutzen 
Sie bitte unsere Homepage www.kanzlei-schenderlein.de Sie können den Bezug jederzeit 
ohne Angabe von Gründen hier formlos abbestellen. 

 
Impressum 
 
Gesetzlich vorgeschriebene Angaben nach § 5 TMG: 
 
Redaktion:  Rechtsanwalt Dr. Volker Schenderlein 

 SCHENDERLEIN Rechtsanwälte 
 Käthe-Kollwitz-Str. 5, D-04109 Leipzig 

Telefon: 0341/ 46 23 50 
Telefax: 0341/ 46 23 525 
E-Mail: info@kanzlei-schenderlein.de 
Internet:  http://www.kanzlei-schenderlein.de 
USt-ID: DE 227724334 
 
Die Rechtsanwälte der Kanzlei SCHENDERLEIN Rechtsanwälte sind Mitglieder der Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstraße 6, 01099 
Dresden und durch den Präsidenten des Landgerichtes Leipzig als solche in der Bundesrepublik Deutschland zugelassen. Alle Rechtsanwälte 
unterliegen berufsrechtlichen Regelungen. Diese werden auf der Homepage der Bundesrechtsanwaltskammer http://www.brak.de bereitgehal-
ten. Zu den berufsrechtlichen Regelungen gehören insbesondere: 
 
 BRAO Bundesrechtsanwaltsordnung 
 RVG Rechtsanwaltsvergütungsgesetz 
 BORA Berufsordnung der Rechtsanwälte 
 FAO Fachanwaltsordnung 
 Berufsregeln der Rechtsanwälte der Europäischen Union 
 
Die vorstehenden Angaben dienen lediglich der allgemeinen Information und nicht der rechtlichen Beratung im Rahmen eines Mandatsverhält-
nisses. Trotz sorgfältiger Auswahl der Informationen kann keine Gewähr für die Richtigkeit, Vollständigkeit oder Aktualität der Daten übernom-
men werden. Eine Haftung ist insoweit ausgeschlossen. 
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